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WISSENSCHAFT FÜR DIE PRAXIS

Die Ergänzungsabgabe: 
Ein Instrument zur Finanzierung 
beschäftigungspolitischer Maßnahmen?
Bernd Reissert, Berlin

In der Diskussion um zusätzliche beschäftigungspolitische Maßnahmen des Bundes und um ihre Finanzie­
rung ist während der letzten Monate immer wieder das Stichwort „Ergänzungsabgabe“ gefallen'. Die Dis­
kussion um die Ergänzungsabgabe ist jedoch bisher von einiger Konfusion beherrscht gewesen: Die recht­
lichen und politischen Möglichkeiten zur Erhebung und zur Ausgestaltung einer Ergänzungsabgabe sind 
ebenso unklar geblieben wie die Vor- oder Nachteile, die die Erhebung der Ergänzungsabgabe gegenüber 
anderen Möglichkeiten der zusätzlichen Steuererhebung besitzt. Der folgende Beitrag versucht, hier etwas 
Klarheit zu schaffen.

Die verfassungsrechtlichen Grundlagen zur Einfüh­
rung einer Ergänzungsabgabe zur Einkommen- 

und Körperschaftsteuer sind Art. 106 Abs. 1 Nr. 6 und 
Art. 105 Abs. 2 und 3 des Grundgesetzes (GG). Danach 
ist die Ergänzungsabgabe eine Bundessteuer, deren 
Aufkommen dem Bund zu 100 % zusteht. Sie muß also 
nicht wie die Einkommen- und Körperschaftsteuer zwi­
schen Bund und Ländern aufgeteilt werden. Die Ergän­
zungsabgabe kann durch ein Bundesgesetz, das nicht 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, eingeführt 
werden, und sie kann dann auf der Grundlage dieses 
Gesetzes als ein Bundeszuschlag zur Einkommen- und 
Körperschaftsteuer erhoben werden.

Die verfassungsrechtliche Möglichkeit zur Einführung 
und Erhebung der Ergänzungsabgabe als Bundessteu­
er besteht seit 1955. Sie wurde dem Bund im Rahmen 
der Finanzverfassungsreform vom 23. 12. 1955 zuge- 
standen^, als das bis dahin vorherrschende Trennsy­
stem der Finanzverfassung zum Teil durch ein Ver­
bundsystem abgelöst wurde und die Einkommen- und 
Körperschaftsteuer zur gemeinsamen Steuer von Bund 
und Ländern wurde. Die Ermächtigung zur Einführung 
und Erhebung der Ergänzungsabgabe durch den Bund 
sollte damals die mit der Einführung des Verbundsy-

Bernd Reissert, 31, Dipl.-Verwaltungswissen- 
schaftler, ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am In­
ternationalen Institut für Management und Ver­
waltung -  Schwerpunkt Arbeitsmarktpolitik -  des 
Wissenschaftszentrums Berlin.
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stems zwangsläufig einhergehende Erstarrung der bun­
desstaatlichen Finanzverteilung wieder ausgleichen. 
Sie sollte dem Bund die Möglichkeit geben, einen zu­
sätzlichen Finanzbedarf für den Bundeshaushalt durch 
Steuereinnahmen zu decken, ohne gleichzeitig auch 
die Länder am zusätzlichen Steueraufkommen beteili­
gen zu müssen (wie dies bei einer Erhöhung der Ein­
kommen- und Körperschaftsteuer der Fall wäre), ohne 
das Beteiligungsverhältnis von Bund und Ländern an 
den Gemeinschaftsteuern verändern zu müssen (was 
oft nicht erreichbar ist®) und ohne die Umsatzsteuer er­
höhen zu müssen. (Die Umsatzsteuer war bis 1969 
noch eine reine Bundessteuer. Der Bund hätte bis dahin 
also auch die Umsatzsteuer erhöhen können, um sich 
allein zusätzliche Einnahmen zu beschaffen. Dies wäre 
jedoch aus sozialpolitischen und steuersystematischen 
Gründen unter Umständen nicht immer wünschenswert 
gewesen.)

Die Ermächtigung zur Einführung und Erhebung der 
Ergänzungsabgabe sollte dem Bund also die Möglich­
keit geben, sich zur Deckung eines zusätzlichen Fi­
nanzbedarfs zusätzliche Einnahmen aus einer direkten.

' Vgl. u. a. Alois P f e i f f e r ,  Gerd M u fi r : Gewerkscfiaftlictie 
Grundpositionen in der gegenwärtigen W irtscfiafts-, Sozial- und 
Bescfiäftigungspolitik, in: Gewerkschaftliche t^onatshefte 10/1981, 
8. 577 f.; Interview mit dem nordrhein-westfälischen Arbeits- und 
Sozialm inister Friedhelm F a r t h m a n n ,  in: W irtschaftswoche 
48/1981, 8 . 37; Zeitungsmeldungen über Forderungen von A. 
P f e i f f e r ,  F. F a r t h m a n n  und des 8PD-Landesvorstandes 
Hamburg (in: Süddeutsche Zeitung, 13.1 . 1982).

 ̂ Vgl. BGBl. 1 ,8 .8 1 7 . Damals Art. 106 Abs. 1 Nr. 7 GG in Verbindung 
mit Art. 105 Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 3 GG.
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einkommensabhängigen Steuer zu verschaffen. Sie 
sollte gleichzeitig verhindern, daß der Bund dabei in je­
dem Fall auf die Zustimmung des Bundesrates, auf die 
Veränderung des Beteiligungsverhältnisses an den Ge­
meinschaftsteuern oder auf die Erhöhung der Einkom­
men- und Körperschaftsteuer (und damit -  w/egen der 
Beteiligung der Länder an der Steuererhöhung -  auf ei­
ne an sich unnötige Erhöhung der steuerlichen Gesamt­
belastung) angewiesen wäre“ .

Das Ergänzungsabgabegesetz

Zwölf Jahre lang blieb die verfassungsrechtliche Er­
mächtigung zur Einführung und Erhebung der Ergän­
zungsabgabe als Bundessteuer ungenutzt. Erst durch 
das Ergänzungsabgabegesetz vom Dezember 1967 
wurde die Ergänzungsabgabe tatsächlich eingeführt, 
und erst von 1968 an wurde die Ergänzungsabgabe auf­
grund dieses Gesetzes dann auch tatsächlich erho- 
ben^ Die Bundesregierung der Großen Koalition be­
gründete die Einführung der Ergänzungsabgabe zu die­
sem Zeitpunkt mit einem zusätzlichen Finanzbedarf des 
Bundes, der auf andere Weise nicht zu decken gewe­
sen sei: Durch die Steuersenkungen der Regierung Er­
hard in den Jahren 1964/65 und durch die antizyklische 
Finanzpolitik des Bundes im Jahr 1967 sei es beim 
Bund zu einer finanziellen Deckungslücke gekommen, 
die mittelfristig nur durch höhere Einnahmen bei den di­
rekten und indirekten Steuern ausgeglichen werden 
könne.

’  Bis 1969 waren die Einkommen- und die Körperschaftsteuer die e inzi­
gen Gemeinschaftsteuern; seit 1970 ist auch die Umsatzsteuer eine 
Gemeinschaftsteuer. Das Beteiligungsverhältnis am Aufl<ommen der 
Einkommen- und Körperschaftsteuer konnte bis 1969, das Beteili­
gungsverhältnis an der Umsatzsteuer kann seit 1970 zwar durch e infa­
ches Bundesgesetz verändert werden. Ein solches Gesetz bedurfte und 
bedarf jedoch der Zustimmung des Bundesrates (vgl. bis 1969 Art. 106 
Abs. 4, 5 GG, seit 1970 Arl. 106 Abs. 3 GG). Deshalb kann der Bund -  
wie die Erfahrungen der letzten Jahre zeigen -  hier kaum je eine Verän­
derung zu seinen Gunsten erreichen.

* Zur Begründung für die Ermächtigung zur E inführung der Ergän­
zungsabgabe vgl. vor allem den Regierungsentwurf zum Finanzverfas­
sungsgesetz 1955 (Bundestagsdrucksache 11/480, 8 . 72,228 f.), die 
Protokolle der 55. Bundestagssitzung vom 1 6 .1 1.1954(8.11/2666) und 
der 121. und 150. Bundesratssitzung vom 9 .4 . 1954 (S. 85-87) und 2. 
12. 1955 (S. 353) sowie die folgende Literatur: Herbert F i s c h e r -  
f ^ e n s h a u s e n :  Das Finanzverfassungsgesetz, in: DÖV 1956, 8. 
161 ff., insbes. S. 164, 169; Gerhard S t o l t e n b e r g :  Legislative 
und Finanzverfassung 1954/55, in: V ierteljahreshefte für Zeitgeschich­
te, 13 (1965), S. 236 ff.; W ilhelm  H e n l e :  Die Ordnung der Finanzen 
in der Bundesrepublik Deutschland, Berlin 1964, S. 119 f.

Die Bundesregierung habe zwar versucht, auf dem 
Wege der Neuverhandlungen über die Verteilung der 
Gemeinschaftsteuern höhere Einkommen- und Körper­
schaftsteuereinnahmen zu erhalten, doch sei sie damit 
am Widerstand der Länder im Bundesrat gescheitert. 
Der Bund habe deshalb nur durch die Einführung der Er­
gänzungsabgabe die Möglichkeit gehabt, sich zusätz­
liche direkte, einkommensabhängige Steuereinnahmen 
zu verschaffen®. Außerdem sei mit der Einführung der 
Ergänzungsabgabe ein willkommenes Gegengewicht 
zur gleichzeitig vorgenommenen Erhöhung der Um­
satzsteuer geschaffen worden. Während die Umsatz­
steuererhöhung die Bezieher geringer Einkommen rela­
tiv stark belaste, habe die Ergänzungsabgabe einen 
progressiven Effekt. Für die Einführung der Ergän­
zungsabgabe seien deshalb gemäß einer Forderung 
der SPD auch „Gesichtspunkte des sozialen Aus­
gleichs maßgebend“ gewesen^.

Ausgestaltung

Die Ergänzungsabgabe wurde als ein dreiprozentiger 
Zuschlag zur Einkommensteuer und zur Körperschaft­
steuer erhoben. Einkommen- und Körperschaftsteuer­
pflichtige hatten von 1968 an also 3 % ihrer Steuer­
schuld zusätzlich als Ergänzungsabgabe zu zahlen (§§ 
3, 4 Abs. 1 Ergänzungsabgabegesetz). Die Ergän­
zungsabgabe zur Einkommensteuer wurde allerdings 
nur erhoben, wenn das zu versteuernde Jahreseinkom­
men (bzw. der Jahresarbeitslohn) bei zusammenveran­
lagten Personen 32 040 DM und bei Einzelsteuerpflich­
tigen 16 020 DM oder mehr betrug (§ 4 Abs. 2,5). Von 
der Ergänzungsabgabe waren deshalb nur etwa 
600 000 Einkommensteuerpflichtige und etwa 50 000

* Gesetz über eine Ergänzungsabgabe zur Einkommensteuer und zur 
Körperschaftsteuer (Ergänzungsatigabegesetz) vom 21. 12. 1967 
(BGBl. I, S. 1254). Das Gesetz hätte für sich allein eigentlich nicht der 
Zustimmung des Bundesrates bedurft. Es wurde trotzdem mit Zustim ­
mung des Bundesrates beschlossen, weil es als Teil eines größeren 
Gesetzespakeis (Zweites Steueränderungsgesetz 1967, sogenanntes 
Artikelgesetz) verabschiedet wurde und weil andere Teile dieses Geset­
zespakets zustimmungsbedürftig waren.

® Zur Begründung vgl. den Regierungsentwurf zum Ergänzungsabga­
begesetz (Bundestagsdrucksache V/2087, S. 8 f.) sowie die Protokolle 
der 119. und 141. Bundestagssitzung vom 6 .9 .1 9 6 7  (S. V/5959-6048) 
und 7. 12.1967 (S. V/7177-7206).

'  Vgl. Bundesministerium der Finanzen: Finanzbericht 1968, Bonn 
1968, S. 185; sowie die in Anmerkung 6 genannten Bundestagsproto­
kolle.
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Körperschaften betroffen®. Das Aufkommen der Ergän­
zungsabgabe betrug 1968 ca. 0,7 l\/1rd. DM, 1971 ca. 1,1 
Mrd. DM und 1974 ca. 2,3 Mrd. DM®.

Eine Befristung der Ergänzungsabgabe war im Ge­
setz vom Dezember 1967 nicht vorgesehen. Die Erhe­
bung der Ergänzungsabgabe wurde deshalb erst been­
det, als das Ergänzungsabgabegesetz im Zuge der Ein­
kommensteuerreform 1975 geändert (und dabei auch 
das Beteiligungsverhältnis an den Gemeinschaftsteu­
ern zugunsten des Bundes verändert) w u r d e D i e  Ge­
setzesänderung sorgte dafür, daß die Ergänzungsab­
gabe zur Einkommensteuer ab 1. 1. 1975 und die Er­
gänzungsabgabe zur Körperschaftsteuer ab 1.1. 1977 
nicht mehr erhoben wurde. Mit der Änderung wurde das 
Ergänzungsabgabegesetz aber nicht endgültig aufge­
hoben; das Gesetz existiert weiter. Die Erhebung der 
Ergänzungsabgabe kann durch die Änderung derjeni­
gen Gesetzesbestimmung, in der der Anwendungszeit­
raum des Gesetzes festgelegt ist, im Prinzip jederzeit 
wieder in Gang gesetzt werden” .

Normenkontrollverfahren

Die Ergänzungsabgabe war 1972 auch Gegenstand 
einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts. 
Das schleswig-holsteinische Finanzgericht hatte da­
mals das Ergänzungsabgabegesetz für verfassungswi­
drig gehalten und ein Normenkontrollverfahren beim 
Bundesverfassungsgericht eingeleitet. Zur Begründung 
hatte das Finanzgericht vor allem zwei Argumente an­
geführt:
□  Die Ergänzungsabgabe müsse nach genau densel­
ben Tarifvorschriften erhoben werden wie die Einkom­
mensteuer und die Körperschaftsteuer, da sie ja -  laut 
Grundgesetz -  eine Ergänzung zu diesen Steuern sei. 
Die Ergänzungsabgabe dürfe deshalb nicht erst von ei­
ner bestimmten Einkommensgrenze an erhoben wer­
den, sondern sie müsse alle Steuerpflichtigen in der 
Weise belasten, wie dies auch die Einkommen- und 
Körperschaftsteuer tue. Die Einkommensgrenze von

® Vgl. Bundesministerium der Finanzen: Finanzbericht 1968, Bonn 
1968, S. 185; ebenso Bundestagsdrucksache V/2087, 8 . 9. Die Zahlen 
gelten für 1968: in späteren Jahren war mit steigenden Einkommen ein 
gröf?erer Personenkreis betroffen.

’  Vgl. Bundesministerium der Finanzen: Finanzberichte 1968 bis 1974, 
Bonn, lfd. Jg.

Vgl. An. 5 des Einkom m ensteuerreformgesetzes vom 5. 8. 1974 
(BGBl. I, S. 1769, 1854), Neubekanntmachung des geänderten G eset­
zestextes als Ergänzungsabgabegesetz 1975 vom 17.10.1974  (BGBl. 
I, S. 2887). Bereits vorher war das Ergänzungsabgabegesetz zweimal 
geringfügig geändert worden. Einmal war die Berücksichtigung der Ber­
lin-Zulage bei der Erhebung der Ergänzungsabgabe geregelt worden 
(Gesetz vom 2 3 .12 .1970 , BGBl. I, 8 .1 8 56 ,1 8 5 9 ); das andere fvlal war 
die Berücksichtigung des Stabilitätszuschlags 1973/74 (s. u. Anm. 21) 
bei der Erhebung der Ergänzungsabgabe geregelt worden (Gesetz vom 
26. 6. 1973, BGBl. I, 8. 676, 683). Zur Neuverteilung der Gemein- 
schaflsleuern im Zusammenhang mit der Einkommensteuerreform vgl. 
Bundesministerium der Finanzen: Finanzbericht 1976, Bonn 1975, S. 
39.
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16 020 bzw. 32 040 DM bei der Erhebung der Ergän­
zungsabgabe sei verfassungswidrig.

□  Die Ergänzungsabgabe dürfe vom Bund nur befristet 
eingeführt werden, da sie nur dazu bestimmt sei, einen 
kurzfristigen finanziellen Spitzenbedarf des Bundes 
auszugleichen; dies ergebe sich aus dem Sinnzusam­
menhang und aus der Entstehungsgeschichte des Art. 
106 GG. Ein längerfristiger finanzieller Mehrbedarf des 
Bundes müsse auf andere Weise (z. B. durch Steuerer­
höhungen oder durch eine Veränderung des Beteili­
gungsverhältnisses von Bund und Ländern an den Ge­
meinschaftsteuern) gedeckt werden. Das Ergänzungs­
abgabegesetz sei verfassungswidrig, da es keine Befri­
stung enthalte.

Bestätigte Verfassungsmäßigkeit

DasBundesverfassungsgerichtwiesdieNormenkon- 
trollklage zurück und stellte die Verfassungsmäßigkeit 
des Ergänzungsabgabegesetzes fest'^. Das Gericht er­
klärte die Einkommensgrenze bei der Erhebung der Er­
gänzungsabgabe für rechtmäßig, da der Gesetzgeber 
auch bei einer Erhöhung der Einkommensteuer die un­
teren Einkommensschichten von der Erhöhung aus­
nehmen könne. Auch die unbefristete Erhebung der Er­
gänzungsabgabe erklärte das Verfassungsgericht für 
rechtmäßig. Es verwies darauf, daß eine „auf vorüber­
gehende Bedarfsspitzen oder Notfälle abgestellte Befri­
stung“ der Abgabe mit der Pflicht des Bundes zur mittel­
fristigen Finanzplanung (Art. 109 Abs. 3 GG) kollidieren 
könne'®.

Das Bundesverfassungsgericht wies allerdings auch 
darauf hin, daß das Grundgesetz dem Bund hinsichtlich 
der Höhe der Ergänzungsabgabe Grenzen setze. Die 
Ergänzungsabgabe dürfe nämlich das gesamte übrige 
Steuersystem nicht nachhaltig stören; sie d ü rfe - im  Zu­
sammenhang damit -  vor allem nicht zu einer Verände­
rung des Steuerverteilungssystems zu Lasten der Län­
der führen. Deshalb dürfe der Bund „keine Ergänzungs­
abgabe einführen, die wegen ihrer Ausgestaltung, ins­
besondere wegen ihrer Höhe die Bund und Ländern ge­
meinschaftlich zustehende Einkommen- und Körper­
schaftsteuer oder die den Ländern zustehende Vermö­
gensteuer aushöhlen würde“ . Also müsse „sich die Er­
gänzungsabgabe in einem angemessenen Verhältnis 
zur Einkommen- und Körperschaftsteuer halten, um de­
ren Aushöhlung zu vermeiden“ . Dieses Verhältnis sei

' '  Dies gilt allerdings nur für die Ergänzungsabgabe zur Körperschaft­
steuer. Die Bestimmungen über die Ergänzungsabgabe zur Einkom­
m ensteuer wurden mit der Änderung vom 5 .8 .1 9 74  (s. o. Anm. 10) aus 
dem Gesetz gestrichen.

Beschluß des Bundesverfassungsgerichts vom 9 .2 .1 9 7 2  (BVerfGE 
32, 8 . 333-344).

BVerfGE 32, S. 339-342.
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bei der existierenden Ergänzungsabgabe von 3 % der 
Steuerschuld „offensichtlich nicht überschritten“ ''*.

Die Ergänzungsabgabe darf mit drei anderen Instru­
menten der vorübergehenden Steuererhöhung nicht 
verwechselt werden: mit dem Konjunkturzuschlag zur 
Einkommen- und Körperschaftsteuer gemäß §§ 26, 27 
Stabilitätsgesetz (StWG), mit dem 1970/71 erhobenen 
„rückzahlbaren Konjunkturzuschiag“ zur Einkommen- 
und Körperschaftsteuer und mit dem 1973/74 erhobe­
nen „Stabiiitätszuschlag“ zur Einkommen- und Körper­
schaftsteuer. Diese drei Instrumente dienen ganz ande­
ren Zielen als die Ergänzungsabgabe; sie können auch 
nur unter ganz anderen Voraussetzungen, nach ganz 
anderen Verfahren und mit ganz anderen Konsequen­
zen angewandt werden als die Ergänzungsabgabe;

Konjunkturzuschlag

Das Stabilitätsgesetz gibt der Bundesregierung die 
Möglichkeit, durch Rechtsverordnung die Einkommen­
steuer und die Körperschaftsteuer für höchstens ein 
Jahr um maximal 10 % zu erhöhen'®. Die Erhöhung 
darf nur vorgenommen werden, wenn „eine Störung 
des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts eingetreten 
ist oder sich abzeichnet, die erhebliche Preissteigerun­
gen mit sich gebracht hat oder erwarten läßt, insbeson­
dere, wenn die Nachfrage nach Investitionsgütern und 
Bauleistungen oder Verbrauchsgütern das Angebot we­
sentlich übersteigt“ . Die Erhöhung darf auch nur dann 
vorgenommen werden, wenn der Bundesrat der ent­
sprechenden Rechtsverordnung der Bundesregierung 
zustimmt. Die durch die Erhöhung entstehenden zu­
sätzlichen Steuereinnahmen des Bundes und der Län­
der müssen in Konjunkturausgleichsrücklagen angelegt 
werden. Sie dürfen erst dann ausgegeben werden,

BVerlGE 32, s. 338-340.

§ 51 Abs. 3 Nr. 2 Einkommensteuergesetz und § 19c Körperschalt- 
steuergeselz in der Fassung der §§ 26 Nr. 3b Abs. 3 und 27 Nr. 1 des 
Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des W achstums der W irt­
schaft (StW G) vom 8. 6. 1967 (BGBl. I, S. 582).

"  § 1 5  Abs. 4, 5 StWG.

”  Gesetz vom 23. 7 .1970 , BGBl. I, S. 1125.

Vgl. § 1 Abs. 5 und § 3 des Gesetzes sowie die Rechtsverordnung zur 
Freigabe der Mittel ab 15. 6 .1972  vom 15. 5 .1972, BGBl. I, S. 773. Au­
ßerdem Jorg-Günther G r u n w a I d : Erfolgskontrolle finanzpoliti­
scher StabilisierungsmaOnahmen, Berlin 1977, S. 2 2 5 1., 289-299.

Bundesministerium der Finanzen: Finanzbericht 1971, Bonn 1971, 
S. 56. Vgl. auch Klaus S t e r n ,  Paul M ü n c h ,  Karl-Heinrich 
H a n s m e y e r :  Gesetz zur Förderung der Stabilität und des W achs­
tums der W irtschaft, Kommentar, Stuttgan 1972 ,8 ,362  f.; Jorg-Günther 
G r u n w a I d , a. a. O., S. 225, 295-299. Zur Verfassungsmäßigkeit 
des Gesetzes und zur rechtlichen Charakterisierung des Konjunkturzu­
schlags (als Zvirangsanleihe, nicht als Steuer) vgl. den Beschluß des 
Bundesverfassungsgerichts vom 15. 12. 1970 (BVerfGE 29, S. 402- 
413).

”  Vgl. Klaus S t e r n ,  Paul M ü n c h ,  Karl-Heinrich H a n s m e y ­
e r .  a .a .O ., S. 359 f.

wenn zu einem späteren Zeitpunkt für die Rezessions­
bekämpfung zusätzliche Staatsausgaben notwendig 
werden'®.

In der Praxis hat die Bundesregierung von dieser Er­
mächtigung des Stabilitätsgesetzes noch nie Gebrauch 
gemacht.

Rückzahlbarer Konjunkturzuschiag

In d e rze it vom 1. 8 .1970 bis zum 30. 6.1971 wurde 
bei allen unbeschränkt Steuerpflichtigen ein rückzahl­
barer Zuschlag von 10 % auf die Einkommen- und Kör­
perschaftsteuervorauszahlungen bzw. auf die einzube­
haltende Lohnsteuer erhoben, sofern die monatliche 
Lohnsteuerzahlung 100,10 DM bzw. die vierteljährliche 
Vorauszahlung 3 0 0 ,- DM überstieg. Rechtsgrundlage 
dafür war ein vom Bundestag mit Zustimmung des Bun­
desrates verabschiedetes „Gesetz über die Erhebung 
eines rückzahlbaren Konjunkturzuschlags zur Einkom­
mensteuer und Körperschaftsteuer“ '^. Es bestimmte, 
daß die abgeschöpften Beträge mit einem Volumen von 
fast 6 Mrd. DM bei der Bundesbank stillgelegt und 
spätestens bis zum 31.3.1973 an die einzelnen Steuer­
pflichtigen zurückgezahlt werden sollten. Tatsächlich 
wurden sie bereits im Sommer 1972 zurückgezahlt'®.

Bei der Erhebung des Konjunkturzuschlags griff die 
Bundesregierung also nicht auf das Instrumentarium 
des Stabilitätsgesetzes zurück (wie es oben beschrie­
ben worden ist). Sie sorgte vielmehr dafür, daß der Zu­
schlag aufgrund eines eigens geschaffenen Gesetzes 
erhoben wurde. Dafür gab es vor allem zwei Gründe. 
Der erste Grund bestand darin, daß die Ermächtigung 
des Stabilitätsgesetzes nur eine nicht rückzahlbare 
Steuererhöhung zuläßt, die Bundesregierung aber ei­
nen rückzahlbaren Steuerzuschlag erheben wollte. Die 
Regierung ging nämlich bei der Einführung des Zu­
schlags im Sommer 1970 davon aus, daß der konjunk­
turelle Boom bald vorüber sein werde. Sie hielt es des­
halb (und auch „zur finanziellen Schonung der Steuer­
pflichtigen“ ) für zweckmäßig, einen rückzahlbaren 
Steuerzuschlag (quasi als „Zwangsanleihe“ ) zu erhe­
ben, um einerseits die Konjunktur zu dämpfen und an­
dererseits „bei einem eventuellen Umschlag der kon­
junkturellen Situation“ rasch die Möglichkeit zu haben, 
die Rückzahlung der Mittel zur Nachfragebelebung ein­
zusetzen'®. Der zweite Grund für die gesetzliche Rege­
lung ergab sich daraus, daß die Bundesregierung die 
Erhebung des Steuerzuschlags auf die höheren und 
mittleren Einkommensgruppen sowie auf die unbe­
schränkt Steuerpflichtigen begrenzen wollte. Ob die Er­
mächtigung des Stabilitätsgesetzes eine derart diffe­
renzierte Steuererhöhung zugelassen hätte, war zumin­
dest zweifelhaft^“ .
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Stabilitätszuschlag

In der Zeit vom 1. 7.1973 bis zum 30. 6.1974 wurde 
von allen Steuerpflichtigen mit einem zu versteuernden 
Jahreseinkommen von 24 000 DM und mehr (bei Ver­
heirateten 48 000 DM und mehr) ein Zuschlag von 10 % 
auf die Einkommen- und Körperschaftsteuer erhoben. 
Rechtsgrundlage dafür war erneut ein eigens geschaf­
fenes und vom Bundestag mit Zustimmung des Bun­
desrates beschlossenes Gesetz -  das „Gesetz über die 
Erhebung eines Zuschlags zur Einkommensteuer und 
zur Körperschaftsteuer für die Kalenderjahre 1973 und 
1974 (Stabilitätszuschlaggesetz)“^ '. Es bestimmte, daß 
die bei ca. 800 000 Steuerpflichtigen zur Konjunktur­
dämpfung abgeschöpften Beträge mit einem Volumen 
von fast 3,5 Mrd. DM als Konjunkturausgleichsrücklage 
bei der Bundesbank stillgelegt und erst später zur Re­
zessionsbekämpfung ausgegeben werden sollten. Eine 
Rückzahlung des Stabilitätszuschlags an die einzelnen 
Steuerpflichtigen war diesmal nicht vorgesehen. Tat­
sächlich wurden die Mittel Ende 1974 freigegeben. Sie 
wurden dann von Bund, Ländern und Gemeinden vor al­
lem zur Finanzierung der Konjunkturprogramme des 
Jahres 1975 eingesetzt^^.

Auch hier wurde also die Ermächtigung des Stabili­
tätsgesetzes zur Erhöhung der Einkommen- und Kör­
perschaftsteuer per Rechtsverordnung nicht ange­
wandt, obwohl der (nicht rückzahlbare) Stabilitätszu­
schlag der Jahre 1973/74 in seiner Konzeption der vom 
Stabilitätsgesetz vorgesehenen Steuererhöhung we-

Gesetz vom 26. 6 .1973. BGBl. I, 8 . 676, 681. Von der Bundesregie­
rung war im Februar 1973 zunächst eine Einkommensgrenze von 
100 000 DM (bzw. 200 000 DM für Verheiratete) bei der Erhebung des 
S tabilitätszuschlags vorgesehen worden. 8 ie  wurde dann im Regie- 
rungsbeschlufJ vom Mai 1973 auf 24 000 DM (bzw. 48 000 DM) ge­
senkt, weil die Regierung eine stärkere Abschöpfung von Kaufkraft für 
erforderlich hielt (vgl. Jorg-Günther G r u n w a I d , a. a. 0 „  S. 242- 
245; Bundesministerium der Finanzen: Finanzbericht 1974, Bonn 1974,

, S. 68).

Vgl. § 9  des Stabilitätszuschlaggesetzes und Jorg-Günther G r u n- 
w a I d , a. a. O., S. 242-245,269,293-300, sowie das „Gesetz über die 
Freigabe der stillgelegten Mittel aus dem Zuschlag zur E inkommensteu­
er und zur Körperschaftsteuer sowie über die Aufhebung der 8tille- 
gungspflicht für künftig aufkommende Beträge" vom 23. 12. 1974 
(BGBl. 1 ,8.3679).

Vgl. Jorg-Günther G r u n w a l d ,  a. a. O., S. 299 f.; Klaus 
S t e r n ,  Paul M ü n c h ,  Karl-Heinrich H a n s m e y e r ,  a .a .O .,  
8 .3 5 9  f. Bei der Anwendung des Stabilitätsgesetzes wäre es möglicher­
weise auch deshalb zu Schwierigkeiten gekommen, weil das Stabilitäts­
gesetz bestimmt, daß sich der Zeitraum der Steuererhöhung mit dem 
Kalenderjahr decken „so ll". Auf diese Vorschrift, die der Vermeidung er­
hebungstechnischer Schwierigkeiten dienen soll, brauchte bei einer e i­
gens geschaffenen gesetzlichen Regelung nicht Rücksicht genommen 
zu werden (vgl. § 26 Nr. 3b Abs. 3 StWG; Klaus S t e r n ,  Paul 
M ü n c h ,  Karl-Heinrich H a n s m e y e r ,  a. a. O., S. 360).

Vgl. z. B. die Verwechslung der Instrumente bei Olaf H ü b I e r : Er­
gänzungsabgabe und Beschäftigungsprogramm -  ja, aber wie und wo­
für?, in: W irfschaftswoche 37/1981, S. 52.

Herbert F i s c h e r - M e n s h a u s e n :  Kommentar zu Art. 106 
GG, in: Ingo von M ü n c h  (Hrsg.): Grundgesetz-Kommentar, Band 3, 
München 1978, 8 . 682.

sentlich näher kam als der rückzahlbare Konjunkturzu­
schlag der Jahre 1970/71. Ausschlaggebend für die 
Nichtanwendung des Stabilitätsgesetzes und für die 
Schaffung eines eigenen Gesetzes war vor allem die 
Tatsache, daß der Stabilitätszuschlag erst von einer be­
stimmten Einkommensgrenze an erhoben werden soll­
te. Ob die Ermächtigung des Stabilitätsgesetzes eine 
derart abgestufte Steuererhöhung zugelassen hätte, 
war zweifelhaft^®.

Die drei geschilderten Instrumente der vorüberge­
henden Steuererhöhung unterscheiden sich deutlich 
von der Ergänzungsabgabe, und sie stellen auch kein 
Äquivalent zur Erhebung der Ergänzungsabgabe dar̂ '*: 
Stabilitäts- und Konjunkturzuschläge (in den drei ge­
schilderten Formen) dienen zur Abschöpfung privater 
Liquidität in der Hochkonjunktur; ihr Aufkommen muß 
bei der Bundesbank stillgelegt werden. Die Ergän­
zungsabgabe ist dagegen ein „subsidiäres Finanzie­
rungsmittel zur Deckung eines anderweitig nicht auszu­
gleichenden Fehlbedarfs des Bundeshaushalts”^̂ ; sie 
darf nur zur sofortigen Ausgabendeckung erhoben wer­
den^®.

Das Aufkommen der Stabilitäts- und Konjunkturzu­
schläge muß (sofern es nicht an die Steuerpflichtigen 
zurückgezahlt wird) in der gleichen Weise zwischen 
Bund, Ländern und Gemeinden aufgeteilt werden wie 
das Aufkommen der Einkommen- und Körperschaft­
steuer. Der Bund erhält also vom Zuschlag zur Einkom­
mensteuer nur 42,5 %, vom Zuschlag zur Körper­
schaftsteuer nur 50 Das Aufkommen der Ergän-

Vgl. BVerfGE 32, S. 338-344, und vor allem Bruno S c h m i d t -  
B l e i  b t r e u , Franz K l e i n :  Kommentar zum Grundgesetz für die 
Bundesrepublik Deutschland, Stuttgart 1974 (4. Aufl.), S. 917: „Voraus­
setzung (für die Erhebung der Ergänzungsabgabe) ist . .  . immer ein 
konkreter Finanzbedarf des Bundes. Es erscheint daher nicht möglich, 
daß der Bund, ohne einen konkreten zusätzlichen Finanzbedarf zu fia- 
ben, aus Stabilitätsgründen eine Ergänzungsabgabe einführt, die bei 
der Bundesbank stillgelegt wird, später aber nach der Freigabe bei der 
Bundesbank allein zur Deckung seiner Haushaltsausgaben verwende! 
werden kann . . . Der Gesetzgeber müßte . . .  in diesem Fall einen Zu­
schlag zur Einkommen- und Körperschaftsteuer erheben, der nach sei­
ner Freigabe bei der Bundesbank nach der verfassungsrechtlichen 
Steuerverteilung Bund und Ländern gemeinsam zusteht. Dieser Weg ist 
in §§ 26 ff. des S tab ilitä tsgesetzes. . .  vorgezeichnet.“ Ebenso Theodor 
M a u n z ,  Günter D ü r i g ,  Roman H e r z o g ,  Rupert 
S c h o l z :  Grundgesetz-Kommentar, München 1978, Rdnr. 28 zu 
Art. 106 GG; Herbert F i s c h e r - M e n s h a u s e n ,  a. a. 0. 
(1956), 8 .1 6 9 . Trotz dieser Rechtslage versuchte die Bundesregierung 
im Jahr 1973 aus konjunkturpolitischen Gründen, für die Dauer eines 
Jahres eine zweite Ergänzungsabgabe zur Einkommen- und Körper­
schaftsteuer einzuführen. Ihr Aufkommen sollte bei der Bundesbank 
stillgelegt und erst später vom Bund verausgabt werden. Mit diesem 
Vorschlag scheiterte die Regierung jedoch an verfassungsrechtlichen 
Bedenken beim Gesetzgeber. Statt der geplanten (und verfassungs­
rechtlich zumindest zweifelhaften) Ergänzungsabgabe (die als „Stabili- 
tätsabgabe" bezeichnet wurde) wurde schließlich der oben beschnebe- 
ne (Bund und Ländern gemeinsam zustehende) „Stabilitätszuschlag' 
erhoben und stillgelegt (vgl. Bruno S c h m i d t - B l e i b t r e u ,  
Franz K l e i n ,  a. a. O.).

Vgl. Art. 106 Abs. 3 und 5 GG; § 1 Gemeindefinanzreformgesetz vom 
8. 9. 1969 i. d. F. vom 30. 11. 1978 (BGBl. I, 8 . 1849, 1859); vor allem 
Theodor M a u n z ,  Günter D ü r i g ,  Roman H e r z o g ,  Rupert 
S c h o l z ,  a.a.O., Rdnr. 20 zu Art. 106 GG, mit ausführlicher Begrün­
dung.
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Zungsabgabe fällt dem Bund dagegen in voller Höhe zu. 
Stabilitätszulagen können schließlich nur mit Zustim­
mung des Bundesrates erhoben werden^®. Zur Einfüh­
rung und Erhebung der Ergänzungsabgabe ist dagegen 
die Zustimmung des Bundesrates nicht erforderlich.

Fazit; Die Ergänzungsabgabe ist ein „Bundeszu­
schlag zur Einkommen- und Körperschaftsteuer” ®̂. Sie 
kann vom Bund durch einfache Gesetzesänderung oh­
ne Zustimmung des Bundesrates^° jederzeit wieder ein­
geführt und erhoben werden. Der Bund kann in voller 
Höhe über das Aufkommen der Ergänzungsabgabe 
verfügen: er muß es nicht mit den Ländern teilen. Die Er­
gänzungsabgabe kann befristet oder unbefristet einge­
führt werden. Sie kann bei allen Steuerpflichtigen oder 
auch nur bei Steuerpflichtigen mit höherem Einkommen 
erhoben werden. Allerdings darf die Ergänzungsabga­
be immer nur einen relativ geringen Prozentsatz der 
Einkommen- und Körperschaftsteuer ausmachen. Die 
zulässige Höchstgrenze für den Steuersatz der Ergän­
zungsabgabe dürfte ungefähr bei 10 % der Einkom­
men- und Körperschaftsteuerschuld liegen®’ .

Alternativen des Bundes

Die Ergänzungsabgabe unterscheidet sich damit in 
mehrfacher Hinsicht von den anderen drei Instrumen­
ten, mit denen der Bund sich heute zur Deckung seines 
Ausgabenbedarfs zusätzliche Steuereinnahmen ver­
schaffen kann; von der Erhöhung der Gemeinschaft­
steuern, von der Erhöhung des Bundesanteils an den 
Gemeinschaftsteuern und von der Erhöhung anderer 
Bundessteuern®^;

□ Erhöhungen der Gemeinschaftsteuern (also der Ein­
kommen- und Körperschaftsteuer sowie der Umsatz­
steuer) und Veränderungen des Bundesanteils an den 
Gemeinschaftsteuern können nur mit Zustimmung des 
Bundesrates vorgenommen werden. Zur Erhebung der 
Ergänzungsabgabe (und zur Erhöhung anderer Bun­
dessteuern) ist dagegen die Zustimmung des Bundes­
rates nicht erforderlich®®.

□ Bei einer Erhöhung der Gemeinschaftsteuern muß

das zusätzliche Steueraufkommen zwischen Bund und 
Ländern aufgeteilt werden. Wenn ein bestimmter Fehl­
betrag des Bundes durch Erhöhung dieser Steuern aus­
geglichen werden soll, dann muß der Betrag, um den die 
Steuern angehoben werden, wesentlich größer sein als 
der Fehlbetrag des Bundes. Die Ergänzungsabgabe 
und die übrigen Bundessteuern fließen dem Bund dage­
gen in voller Höhe zu. Steuererhöhungen, die zur Dek- 
kung eines Fehlbetrages beim Bund bestimmt sind, 
müssen hier das Ausmaß des Fehlbetrages also nicht 
übersteigen. Bei einer Erhöhung des Bundesanteils an 
den Gemeinschaftsteuern (auf Kosten des Länderan­
teils) ergibt sich schließlich für die Steuerpflichtigen gar 
keine zusätzliche Belastung.

□  Die Bundessteuern, durch deren Einführung oder 
Erhöhung sich der Bund zusätzliche Einnahmen ver­
schaffen kann, sind fast ausschließlich Verbrauchsteu­
ern (Mineralölsteuer, Tabaksteuer, Branntweinsteuer 
etc.)®‘*. Nur mit der Erhebung der Ergänzungsabgabe 
kann der Bund sich im Rahmen der Bundessteuern zu­
sätzliche Einnahmen aus einer direkten (Personal-) 
Steuer erschließen. Die Aufnahme der Ergänzungsab­
gabe in den Katalog der Bundessteuern ist ja 1955 auch 
ausdrücklich damit begründet worden, daß „der Bund 
künftig ohne Zustimmung des Bundesrates bei Zunah­
me seines Steuerbedarfs unter volks- und finanzwirt­
schaftlichen Gesichtspunkten zwischen einer Erhöhung 
der ihm zustehenden Verbrauchsteuern und der Erhe­
bung einer Personalsteuer wählen können“ sollte®®.

□  Seit 1970 -  also seit der Umwandlung der Umsatz­
steuer von einer Bundessteuer in eine Gemeinschaft­
steuer von Bund und Ländern -  stammen rund drei Vier­
tel aller Steuereinnahmen des Bundes aus Gemein­
schaftsteuern. Die zur Zeit bestehenden Bundessteu­
ern, durch deren Erhöhung sich der Bund einseitig zu­
sätzliche Einnahmen verschaffen kann, machen mit ei­
nem Aufkommen von heute rd. 47 Mrd. DM nur rund ein

Vgl. Art. 105 Abs. 2 und 3 i. V. m. Art. 106 Abs. 3 GG; Theodor 
M a u n z . Günter D ü r i g , Roman H e r z o g ,  Rupert 
S c h o l z ,  a.a.O., Rdnr. 62 zu Art. 105 GG und Rdnr. 20 zu Art. 106 
GG: sowie § 26 Nr. 3b Abs. 3 StWG.

”  Wilhelm H e n l e ,  a.a.O., S. 120.

“  Hier könnte eingewandt werden, daß die Gesetzesänderung doch 
der Zustimmung des Bundesrates bedürfe, da das ursprüngliche Ergän­
zungsabgabegesetz vom Dezember 1967 aus gesetzgebungstechni­
schen Gründen ja auch mit Zustimmung des Bundesrates beschlossen 
vioiden sei (s. o. Anm. 5). Nach der neueren Rechtsprechung des Bun­
desverfassungsgerichts ist zur Änderung eines mit Zustimmung des 
Bundesrates ergangenen Gesetzes jedoch nicht in jedem Fall die Zu­
stimmung des Bundesrates erforderlich (BVerfGE 37, S, 363-413). D ie­
se Regelung dürfte hier anzuwenden sein.

Vgl. die Bemerkungen des Bundesverfassungsgerichts zur Höhe der 
von 1968 bis 1976 erhobenen ErgänzungsalJgabe von 3 % und zu den 
Versuchen, d ie der Bundesrat 1955 unternahm, um im Grundgesetz die 
Festlegung einer Obergrenze für die Ergänzungsabgabe in Höhe von 
5 % der Einkommen- und Körperschaftsteuer zu erreichen (BVerfGE 
32, s. 339 f.).

Theoretisch gehört auch noch die Einführung neuer, noch nie erho­
bener Bundessteuern zu den Instrumenten, mit denen sich der Bund zu­
sätzliche Steuereinnahmen verschaffen kann. Der Katalog der Bundes­
steuern in Art. 106 Abs. 1 GG setzt der „Erfindung" neuer Bundessteu- 
ern jedoch so enge Grenzen, daß w irklich neue Bundessteuern kaum 
denkbar sind.

“  Art. 105 Abs. 2 und 3 1. V. m. Art. 106 Abs. 1 und 3 GG.

Vgl. Art. 106 Abs. 1 GG sowie die Übersicht über die Steuereinnah­
men des Bundes in: Bundesministerium der Finanzen: Finanzbericht 
1982, Bonn 1981, S. 190 f.

“  Bundesministerium der Finanzen: Unsere Steuern von A-Z, Bonn 
1975, S. 72. Ebenso Franz-Josef S t r a u ß ;  Die Finanzverfassung, 
München 1969, S. 45.
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Viertel der Steuereinnahmen des Bundes aus®®. Der fi­
nanzielle Ertrag einer Erhöhung der bestehenden Bun­
dessteuern ist deshalb relativ gering. Die Erhöhung aller 
Bundessteuern um 10 % würde 1982 nur zu einem zu­
sätzlichen Ertrag von ca. 4,7 Mrd. DM führen. Die Erhe­
bung der Ergänzungsabgabe würde dem Bund dage­
gen wesentlich höhere zusätzliche Einnahmen liefern: 
Ein Zuschlag von 5 % zur Einkommen- und Körper­
schaftsteuer hätte 1982 voraussichtlich ein Aufkommen 
von 9,6 Mrd. DM, ein Zuschlag von 10 % hätte ein Auf­
kommen von 19,2 Mrd. DM® .̂

Vorzüge der Ergänzungsabgabe

Die Ergänzungsabgabe zur Einkommen- und Körper­
schaftsteuer ist also nicht nur das einzige Instrument, 
mit dem der Bund sich einseitig (d. h. ohne finanzielle 
Beteiligung der Länder) und ohne Zustimmung des 
Bundesrates zusätzliche Einnahmen aus einer direkten 
Personalsteuer erschließen kann. Sie ist seit der 1969 
vorgenommenen Umwandlung der Umsatzsteuer in ei­
ne Gemeinschaftsteuer überhaupt das einzige Instru­
ment, mit dem der Bund sich einseitig und ohne Zustim­
mung des Bundesrates wesentliche zusätzliche Steuer­
einnahmen zur Deckung seines Ausgabenbedarfs ver­
schaffen kann.

Wenn in den nächsten Jahren zusätzliche beschäfti­
gungspolitische Maßnahmen des Bundes wenigstens 
teilweise durch zusätzliche Steuereinnahmen finanziert

^  Vgl. die Übersichten über die Steuereinnahmen des Bundes in: Bun­
desministerium der Finanzen: Finanzbericht 1982, Bonn 1981, S. 71, 
1901. Die Gewerbesteuerum lage wird hier zu den Gemeinschaftsteuern 
gerechnet. Vor 1970 war das Verhältnis von Gemeinschaftsteuern zu 
Bundessteuern etwa umgekehrt, d. h. rund drei Viertel aller Steuerein­
nahmen des Bundes stammten aus Bundessteuern, nur ein Viertel 
stammte aus Gemeinschaftsteuern (vgl. Bundesministerium der Finan­
zen: Finanzbericht 1982, a.a.O., 8 . 188-191).

Für 1982 wird nach der Steuerschätzung vom Juni 1981 mit einem 
Gesamtaufkommen der Einkommen- und Körperschaftsteuer von ca. 
192 Mrd. DM gerechnet (vgl. Bundesministerium der Finanzen: Finanz­
bericht 1982, a.a.O., 8 . 71,196). B e ider Berechnung des Zuschlagauf- 
kommens wird unterstellt, daß d ie Ergänzungsabgabe bei allen Steuer­
pflichtigen -  also ohne Einkommensgrenze -  erhoben wird.

werden sollen®®, dann wird hierfür fast nur die Erhöhung 
der Ergänzungsabgabe in Frage kommen. Eine Erhö­
hung des Bundesanteils an den Gemeinschaftsteuern 
wird wegen der Zustimmungsbedürftigkeit im Bundes­
rat und wegen der zu erwartenden finanz- und parteipo­
litischen Widerstände der Länder bzw. der Ländermehr­
heit für den Bund kaum zu erreichen sein. Eine Erhö­
hung der Gemeinschaftsteuern, die auch zu zusätzli­
chen Steuereinnahmen der Länder führen würde, wäre 
wegen der vorrangigen beschäftigungspolitischen Ver­
antwortung des Bundes®® und wegen der unnötigen Be­
lastung der Steuerzahler unsinnig; sie wäre auch wegen 
der Zustimmungsbedürftigkeit im Bundesrat nicht 
durchsetzbar^°.

Eine Erhöhung der bestehenden Bundessteuern wür­
de kaum das für ernsthafte beschäftigungspolitische 
Maßnahmen notwendige Finanzvolumen erbringen, zu­
mal die meisten wichtigen Bundessteuern zur Finanzie­
rung der Bundeshaushalte 1981 und 1982 gerade erst 
(um insgesamt mehr als 5 Mrd. DM jährlich) erhöht wor­
den sind“ '. Nur die Erhebung der Ergänzungsabgabe 
würde auf keines der genannten Hindernisse stoßen. 
Sie ist also offenbar tatsächlich das einzige steuerpoliti­
sche Instrument, das es dem Bund ermöglichen würde, 
in den nächsten Jahren eine „beschäftigungspolitische 
Offensive" zu finanzieren.

Auf die ökonomische Fragwürdigkeit der Finanzierung von Beschäf­
tigungsmaßnahmen durch zusätzliche Steuereinnahmen w ird hier nicht 
eingegangen. Vgl. dazu abwägend Fritz N e u m a r k : Steuersenkun­
gen oder Steuererhöhungen?, in: W IRTSCHAFTSDIENST, 61. Jg. 
(1981), H. 8, S. 382-388.

Vgl. Fritz W. S c h a r p f :  The Political Economy of Inflation and 
Unemployment in W estern Europe: An Outline, Berlin 1981 (Ilt^/LM P 
81-21), S. 31-40.

Vgl. z. B. „Stoltenberg kündigt Veto gegen höhere Mehrwertsteuer 
an", in: Süddeutsche Zeitung, 25. 1.1982.

Erhöhung der M ineralölsteuer zum 1 .4 .1 9 81 , der Branntweinsteuer 
zum  1. 4. 1981 und zum 1, 4. 1982, der Schaum weinsteuer zum 1. 4. 
1982, der Tabaksteuer zum 1. 6. 1982 (vgl. Bundesministerium der Fi­
nanzen: Finanzberichte 1981 und 1982, Bonn 1980 bzw. 1981, S. 75 
bzw. 73).
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